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Gesetz zur Überleitung der Einkommen­

steuer und Kvrperschaftsteuer in das 
regelmäßige Ber anlagungsverfahren 

(St euerüberleitungsges etz).
Vom 29. Mai 1925 (RGBl. I, 75). 

Der Reichslag Hal das folgend« Gesetz beschlossen, 
das mit Zustimmung des Reichsrals hiermit ver­
kündet wird:

Erster Abschnitt
Erstmalige regelmäßige Veranlagung nach dem 

künftigen Einkommensteuer- und Körperschaftfteuer» 
gesetzt.

§ 1. (1) Die nächste Veranlagung zur Ein­
kommensteuer und zur Körperschaftsteuer findet auf 
Grund des neuen Einkommensteuergesetzes und des 
neuen Körperschaststeuergesehes statt, und zwar nach 
dem Einkommen, das im Kalenderjahre 1925 oder 
in einem im Kalenderjahre 1925 endenden Wirt­
schaftsjahre bezogen wird. Die Veranlagung er- 
folgt:

a) für Wirtschaftsjahre, die in der Zeit vom 
1. Januar bis 30. Juni 1925 einschließlich 
enden, nach Ablauf der ersten Hälfte des 
Kalenderjahrs 1925,

b) für das Kalenderjahr 1925 oder für Wirt­
schaftsjahre, die in der Zeit vom 1. Juli bis
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31. Dejembet 1925 einschließlich enden, nach 
Ablauf der Kalenderjahrs 1925.

(2) Bei Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Garten­
bau und sonstiger nicht gewerblicher Bodenbewirt» 
schastung gilt erstmalig für die nächste regelmäßige 
Veranlagung als Wirtschaftsjahr der Zeitraum vom 
1. Juli bis 30. Juni oder ein anderer Zeitraum, den 
der Reichsminister der Finanzen bestimmt.

(3) Im übrigen bleiben die näheren Vorschriften 
über di« endgültig« Regelung der Einkommensteuer 
und der Körperschaststeuer der weiteren Gesetzge­
bung Vorbehalten,

Zweiter Abschnitt 

Ablösung der Einkommensteuer und Körperschaft» 
steuer für das Kalenderjahr 1924 und für die Wirt» 

schaftsjah« 1923/24.
8 2. Bei Einkommen aus Landwirtschaft, Forst­

wirtschaft, Gartenbau und sonstiger nicht gewerblicher 
Bodenbewirtschastung gelten die Vorauszahlungen, 
di« nach den maßgebenden Vorschriften und Durch­
führungsbestimmungen bis zum 29. Februar und 
15. Mai 1924 zu entrichten waren, für di« Zeit vom 
1. Januar bis zum 30. Juni 1924 als Ablösung der 
Einkommensteuer oder Körperschaststeuer. Wird 
vom Reichsminister der Finanz«» nach § 1 Abs. 2 ein 
anderer Zeitraum als Wirtschaftsjahr bestimmt, so 
gilt Satz 1 sinngemäß.

8 3. B«i Einkommen aus Gewerbebetrieb «in» 
schließlsch der Bergbaues und bei Einkommen der
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kürperschastfteuerpflichligen Erwerbsgeftllschasten 
gellen für Sleuerpflichlig«, die Handelsbücher nach 
den Dorschristen des Handelsgesetzbuchs zu führen 
verpflichtet sind und für ein vom Kalenderjahr ab­
weichendes Wirtschaftsjahr regelmätzige Abschlüsse 
machen, die Barauszahlungen, die nach den maß­
gebenden Borschristen und Durchführungsbestimmun­
gen für die Zeit vom 1. Januar 1924 bis zum 
Schluss« des Wirtschaftsjahrs zu entrichten waren, 
für den in das Kalenderjahr 1924 fallenden Teil 
des Wirtschaftsjahrs 1923/24 als Ablösung der Ein­
kommensteuer oder Körperschaststeuer.

§ 4. (1) Bei Einkommen aus Gewerbebetrieb, für 
dessen Veranlagung zur Einkommensteuer oder Kör­
perschaststeuer das Kalenderjahr maßgebend ist, so- 
wie bei anderem als landwirtschaftlichem (§ 2) oder 
gewerblichem Einkommen gellen die Borauszah- 
lungen einschließlich des Steuerabzugs vom Ar­
beitslohn und vom Kapitalertrag«, die nach den 
maßgebenden Vorschriften und Durchführungsbe­
stimmungen für das Kalenderjahr 1924 zu entrichten 
waren, als Ablösung der Einkommensteuer oder Kör­
perschaststeuer für dieses Jahr.

(2) Hat ein Steuerpflichtiger neben Einkommen, 
für dessen Veranlagung ein vom Kalenderjahr ab­
weichendes Wirtschaftsjahr maßgebend ist (§§ 2, 3), 
anderes nichtgewerbliches Einkommen bezogen, so tritt 
für di« Ablösung der Einkommensteuer oder Körper­
schaststeuer nach Abs. 1 an Stell« des Kalender­
jahrs 1924 di« Zeit vom 1. Januar 1924 bis zum 
Beginn« des Wirtschaftsjahrs, für das nach § 1 
dje nächst« Veranlagung auf Grund der neuen Ein»
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kommensteuergesehes oder Körperschaststeuergesehes 
stattfindet.

8 5. Hat in den Fällen des Artikel I §§ 4, 5 
der Zweiten Steuernotverordnung ein Steuerpflich­
tiger vor Inkrafttreten dieses Gesetzes Voraus­
zahlungen für das Kalenderjahr 1924, für in das 
Kalenderjahr 1924 fallende, mit dem Kalenderjahre 
nicht übereinstimmende Wirtschaftsjahre oder für in 
das Kalenderjahr 1924 fallende Teile eines Wirt­
schaftjahrs 1923/24 geleistet, ohne daß eine Ent­
scheidung über die Vorauszahlungen ergangen ist, 
so kann er bis innerhalb zweier Monate nach In­
krafttreten dieses Gesetzes eine anderweitige Fest­
setzung der Vorauszahlungen mit der Begründung 
beantragen, dah er nicht vorauszahlungspflichtig sei 
oder datz er zu hohe Vorauszahlungen bewirkt habe. 
Auf den Antrag ist ein Bescheid zu erteilen. Gegen 
den Bescheid ist das Berufungsverfahren nach der 
Reichsabgabenordnung gegeben. Für die Höhe der 
Vorauszahlungen sind die allgemein bestimmten 
Sätze maßgebend.

8 6. (1) Sind Entscheidungen über Voraus­
zahlungen der im § 5 Sah 1 bezeichneten Art vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes unanfechtbar geworden, 
so kann gegen die Entscheidung Einspruch (§ 218 der 
Reichsabgabenordnung) innerhalb zweier Monate 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes eingelegt werden. 
Auf das weitere Verfahren finden die für das Be­
rufungsverfahren nach der Reichsabgabenordnung 
geltenden Vorschriften Anwendung.

(2) Die Rechtsmittelbehörden find für die Höhe
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der Vorauszahlungen an die allgemein bestimmten 
Sätze gebunden.

§ 7. Für Rechtsmittel über Vorauszahlungen, die 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes noch nicht unanfecht­
bar entschieden worden sind, gelten die bisherigen 
Vorschriften.

§ 8. Die Mitwirkung der Ausschüsse (§ 25 der 
Reichsabgabenordnung) ist in den Fällen der §§ 5 
bis 7 ausgeschlossen.

§ 9. (1) In den Fällen der §§ 2 bis 7 kann der 
Ablösungsbetrag auf Antrag herabgesetzt werden, 
wenn bei einem Steuerpflichtigen besondere persön­
liche oder wirtschaftlich« Verhältnisse Vorgelegen 
haben, die seine Steuersählgkeft wesentlich beeinträch­
tigt haben. Als persönlich« Verhältnisse dieser Art 
gelten insbesondere auch außergewöhnliche Be­
lastungen durch Unterhalt oder Erziehung der Kinder, 
durch Verpflichtung zum Unterhalte mittelloser An­
gehöriger, durch Krankheit, Körperverletzung, Ver­
schuldung oder Unglücksfälle. Als wirtschaftlich« Ver­
hältnisse dieser Art können auch wesentliche Verlust« 
in Betracht kommen, die sich beim Dermögensver- 
gleich ergeben.

(2) Der Antrag kann innerhalb zweier Monate 
nach Inkrasftreten dieses Gesetzes gestellt werden, in 
den Fällen der §§ 5 bis 7 nur bis zum Ablauf 
eines Monats, nachdem die Entscheidung unanfecht­
bar geworden ist.

8 10. (1) Die im Kalenderjahre 1924 vom Ar­
beitslohn «inbehattenen Steuerbeträge werden auf 
Antrag erstattet, wenn der steuerfreie Lohnbetrag 
nicht in Höhe von 610 Reichsmark im Kalender-
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jähr oder von 155 Reichsmark im Kalenderviertrl- 
jahr« berücksichtigt worden ist.

(2) Ein« teilweise oder volle Erstattung der im 
Kalenderjahr« 1924 einbehaltenen Lohnsteuerbeträg« 
findet auf Antrag ferner statt, wenn bei dem Lohn­
steuerpflichtigen besonder« persönliche oder wirtschaft­
lich« Verhältnisse vorgelegen haben, die seine Steuer­
fähigkeit wesentlich beeinträchtigt haben. Als Ver­
hältnisse dieser Art gellen insbesondere auch autzer- 
gewöhnliche Belastungen durch Unterhalt oder Er­
ziehung der Kinder, durch Verpflichtung zum Unter- 
halte mittelloser Angehöriger, durch Krankheit, Kör­
perverletzung, Verschuldung oder Unglücksfälle.

(3) Der Antrag mutz bis zum 31. Juli 1925 ge­
stellt werden. Die Vorschrift des §68 der Reichsab 
gabenordnung findet entsprechende Anwendung.

(4) Vierteljahrsbeträge unter 1 Reichsmark, 
Jahresbeträg« unter 4 Reichsmark werden nicht er­
stattet.

Dritter Abschnitt 
Boraurzahlungeu und Steuerabzug 

vom 1. Januar 1925 ab
8 11. Die Vorauszahlungen, di« nach Artikel I 

der Zweiten Steuernotverordnung, den dazu erlasse­
nen Durchführungsbestimmungen und nach Artikel I 
§ 3 der Zweiten Verordnung des Reichspräsidenten 
über wirtschaftlich notwendige Steuermilderungen 
vom 10. November 1924 fReichsgesetzbl. I S. 737) 
auf di« Einkommensteuer und Körperschaststeuer für 
di« Zeit nach dem 31. Dezember 1924 zu entrichten
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sind, werden nach Maßgabe der Atz 12 bis 29 weiter 
gemildert und dem Einkommen angeglichen; sie sind 
bis zur Zustellung eines Steuerbescheids zu leisten, 
der auf Grund des neuen Einkommensteuergesetze­
oder des neuen Körperschaftsteuergesetzes ergeht.

I. Dorschriften für Land- und Forstwirtschaft
8 12. (1) Für Einkommen aus dem Betriebe von 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Gartenbau und fon» 
stiger nicht gewerblicher Bodenbewirtschastung ist je 
ein« .Dierteljahrsoorauszahlung bis zum 15. Februar 
und 15. Mai 1925 zu leisten. Ist der Steuerbe­
scheid für das Wirtschaftsjahr 1924/25 bis zum 
15. November 1925 noch nicht zugestellt, so ist eine 
wettere Halbjahrsvorauszahlung bis zum 15. No­
vember 1925 zu leisten.

(2) Di« Borauszahlungen gemäß Artikel I § 4 
Abs. 1 der Zweiten Steuernotverordnung betragen 
am 15. Februar und am 15. Mai 1925 je 0,75 
Reichsmark und in den Fällen des Abs. 1 Satz 2 am 
15. November 1925 1,50 Reichsmark für jede vollen 
1000 Reichsmark des der letzten Dermögensteuer- 
veranlagung zugrunde geleglen Grundstückswerts mtt 
der Maßgabe, daß bei Vermögenswerten bis zu 
8000 Reichsmark die letztere Vorauszahlung ganz, 
bis zu 25.000 Heichsmark zur Hälfte unterbleibt.

(3) Bei pachtweisem Betriebe der Land- und Forst­
wirtschaft (Artikel I § 4 Abs. 2 der Zweiten Steuer­
notverordnung) beträgt die Vorauszahlung des Päch­
ter» am 15. Februar und am 15. Mai 1925 je 
1 Leichsmark, in den Fällen des Abs. 1 Satz 2 am
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15. November 1925 2 Reichsmark für jede vollen 
1000 Reichsmark des der letzten Vermögensteuer­
veranlagung zugrunde gelegten Erundstückwerts. Die 
Vorauszahlung mindert sich um 10 vom Hundert 
der auf den entsprechenden Abschnitt entfallenden 
Pacht; der so ermittelte Betrag ermäßigt sich ge­
mäß Artikel I § 3 der Zweiten Steuermilderungs» 
verordnung um ein Viertel.

(4) Die bis zum 15. August, 15. November 1924, 
15.Februar und 15. Mai 1925 zu entrichtenden Vor­
auszahlungen gelten als Vorauszahlungen für das 
Wirtschaftsjahr 1924/25.

II. Vorschriften für Gewerbetreibende 
§ 13. Schon vor Durchführung der Vermögen­

steuerveranlagung für 1925 ist den Vorauszahlungen, 
die nach der Veröffentlichung der Steuerkurse im 
Reichsanzeiger fällig werden,

1. von Erwerbsgesellschaften, die ihre Voraus­
zahlungen nach dem nach Sleuerkursen be­
rechneten Vermögen leisten, wenn für sie auch 
für den 31. Dezember 1924 Steuerkurse fest­
gesetzt werden,

2. von Bankiers, wenn ihr Vermögen hauptsäch­
lich aus Wertpapieren besteht, für di« Steuer­
kurse auf den 31. Dezember 1924 festgesetzt 
werden,

insoweit das auf den 31. Dezember 1924 nach den 
Sleuerkursen berechnete Vermögen zugrunde zu legen. 

§ 14. Erwerbsgesellschaften, die nachweislich seit 
Beginn des letzten Geschäftsjahrs auf Grund ihres 
Besitzes an Aktien, Kuren, Anteilen oder 'Genuß-
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scheinen einer anderen Erwerbsgesellschaft mindestens 
zu einem Viertel an dem Grund- oder Stamm- 
tapital oder an dem Vermögen dieser Erwerbs- 
gesellschast beteiligt sind, dürfen von den Voraus­
zahlungen die zum gleichen Zeitpunkt fälligen Vor­
auszahlungen ihrer Tochtergesellschaften bis zu dem 
Betrag abziehen, der dem Verhältnis entspricht, in 
dem die Muttergesellschaft zu Beginn des laufen­
den Geschäftsjahrs an dem Vermögen der Tochter­
gesellschaft beteiligt war, und zwar gleichviel, ob 
die Vorauszahlungen der Tochtergesellschaft nach 
dem Umsatz oder nach dem Vermögen berechnet 
werden. Werden die Vorauszahlungen der Mutter­
gesellschaft nach einem Tausendsatze des Vermögens 
entrichtet, so gilt Satz 1 nur, soweit in dem maß­
gebenden Vermögen der Muttergesellschaft die Be­
teiligung an der Tochtergesellschaft enthalten ist. 

§ 15. (1) Weist «in Gewerbetreibender auf Grund 
seiner Buchführung für die abgelaufenen vollen 
Vierteljahr« des Kalenderjahrs 1925 oder eines 
nach dem 30. Juni 1925 endenden Wirtschaftsjahrs 
1924/25 nach, daß er in diesem Zeitraum Verlust 
oder einen so geringen Gewinn gehabt hat, daß 
die von ihm entrichteten Vorauszahlungen den Be­
trag übersteigen, der voraussichtlich auf diesen Zeit­
raum für Einkommensteuer oder Körperschaststeuer 
entfällt oder nach Artikel l § 11 der Zweiten 
Steuernotverordnung mindestens nach dem Ver­
brauche zu zahlen wäre, so sind ihm auf seinen 
Antrag die Vorauszahlungen für den Rest des Ka­
lenderjahrs 1925 oder des Wirtschaftsjahrs 1924 
bis 1925 entsprechend zinslos zu stunden; Artikel 1
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§ 12 der Zweiten Sleuernolverordnung findet keine 
Anwendung.

(2) Ergibt di« nächste regelmäßig« Veranlagung, 
daß die geleistelen Vorauszahlungen weniger als 
75 vom Hundert der endgültigen Einkommensteuer 
oder Körperschaftsteuer betragen, so haben Steuer­
pflichtige, die gemäß Abs. 1 verfahren haben, zu 
dem Unterschied zwischen der endgültig geschuldeten 
Steuer und den geleisteten Vorauszahlungen vom 
Beginne des Monats ab, in dem sie Anträge gemäß 
Abs. 1 gestellt haben, Verzugszuschläge zu ent­
richten. Das Finanzamt hat von der Erhebung der 
Zuschläge abzusehen, wenn der Steuerpflichtig« nach­
weist, daß ihn kein Verschulden trifft.

§ 16. Hat ein Steuerpflichtiger im ersten Halb­
jahr 1925 oder in der ersten Hälfte eines nach dem 
30. Zuni 1925 endenden Wirtschaftsjahrs 1924/25 
Gewinn erzielt, bleiben di« von ihm für diesen Zeit­
raum entrichteten Vorauszahlungen aber hinter dem 
Betrage zurück, der voraussichtlich als Einkommen­
steuer oder Körperschaftsteuer auf diesen Zeitraum 
entfällt, so kann das Finanzamt di« Vorauszah­
lungen entsprechend erhöhen.

8 17. (1) Das Finanzamt kann für Steuer­
pflichtige mit Einkommen aus Gewerbebetrieb ein­
schließlich des Handwerks, deren Gesamteinkommen 
im Kalenderjahr« 1925 voraussichtlich den Betrag 
von 12000 Reichsmark nicht übersteigen wird, die 
Vorauszahlungen nach dem mutmaßlichen Ein­
kommen des Kalenderjahrs 1925 feftsetzen; auf An­
trag muß die Festsetzung nach Satz 1 erfolgen,
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wenn der Steuerpflichtige die erforderlichen Unter­
lagen liefert.

(2) Bei der Festsetzung nach Abs. 1 bleibt Ein­
kommen, das dem Steuerabzug« vom Arbeitslohn 
oder vom Kapitalertrag unterliegt, unberücksichtigt. 
Die Vorauszahlung ist nach den für die freien Be­
rufe geltenden Vorschriften zu berechnen (Artikel I 
§ 7 Abs. 2 der Zweiten Steuernotverordnung, § 21 
dieses Gesetzes).

§ 18. Die Vorauszahlungen sind bis zum zehnten 
Tage nach Ablauf eines jeden Kalendervierteljahrs 
zu entrichten; dies gilt auch dann, wenn der für 
die Umsatzsteuer maßgebende Vorauszahlungsab­
schnitt einen Monat beträgt.

8 19. Der Reichsminister der Finanzen ist er­
mächtigt, im Benehmen mit dem Reichswirtschafts­
minister Abänderuugsbestimmungen für einzelne Fälle 
sowie für einzelne Gruppen von Steuerpflichtigen 
zur besseren Anpassung an die besonderen Verhältnisse 
ihres Erwerbszweigs, zum Zwecke eines angemessenen 
Ausgleichs unter den verschiedenen Wirtschafts­
gruppen oder zur weiteren und besseren Anpassung 
an das mutmahliche tatsächliche Einkommen zu er­
lassen.

III. Vorschriften für freie Berufe, Loh«» und 
Geholtabezieher, Kapitalrentner und dergleichen

§ 20. (1) Die Vorschriften über den zehnpro­
zentigen Steuerabzug vom Kapitalerträge finden 
auch Anwendung auf die Zinsen von Anleihen aller 
Art, bei denen die Eintragung in öffentlichen Schuld- 

«eichrsteurrgesetze. 2



18 Steuerüberleitung-gesetz.

büchern oder di« Ausgab« von Teilschuldver- 
schreibung«n nach Einführung d«r Rentenmark «r- 
folgt ist.

(2) Hat ein Steuerpflichtiger im abgelaufenen 
Kalenderoierteljahr Einkommen, das dem Steuerab­
zug« vom Kapitalertrag unterliegt, bezogen, so sind 
davon, wenn es allein oder zusammen mit Ein­
kommen im Sinne des Artikel I §§ 7, 9 bet 
Zweiten Steuernotverordnung 2000 Reichsmark 
übersteigt, Vorauszahlungen gemäß Artikel I § 7 
der Zweiten Steuernotverordnung zu entrichten; der 
Steuerabzug vom Kapitalertrag ist anzurechnen.

(3) Vorauszahlungen gemäß Artikel I 8 7 der 
Zweiten Steuernotverordnung sind auch zu entrichten 
vom Einkommen aus Kapitalvermögen, das nicht 
schon den Vorauszahlungen für gewerbliches Ein­
kommen oder dem Steuerabzüge vom Kapitaler- 
trag unterliegt.

8 21. Bei Vorauszahlungen für Einkommen der 
im Artikel I §§ 7 bis 9 der Zweiten Steuernot­
verordnung und des § 20 Abs. 2 und 3 dieses 
Gesetzes bezeichneten Art gelten die folgenden, von 
Artikel I § 7 bet Zweiten Steuernotverordnung ab­
weichenden Vorschriften:

1. Unbeschränkt Einkommensteuerpflichtige, die 
lediglich Einkommen im Sinne des Artikel I § 7 
der Zweiten Steuernotverordnung und des § 20 
Abs. 3 dieses Gesetzes bezogen haben, haben Vor­
auszahlungen nicht zu entrichten, wenn die Einkünfte 
(Roheinnahmen) weniger als 275 Reichsmark im 
Kalenderoierteljahr« betragen.
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2. Bei unbeschränkt Einkommensteuerpflichtigen, di« 
lediglich Einkommen im Sinn« d«s Artikel I § 7 
der Zweiten Steuernotverordnung und des § 20 
Abs. 3 dieses Gesetzes bezogen haben und für di« di« 
Nr. 1 nicht gilt, ist vom Überschuss« der Einkünfte 
über die Werbungskosten, wenn dieser 2500 Reichs­
mark im Kalendervierteljahre nicht übersteigt, der 
Betrag von 200 Reichsmark im Kalendervierteljahr 
abzuziehen.

3. Als Vorauszahlungen werden vierteljährlich er­
hoben:

a) bei Einkommensteuerpflichtigen sowie bei Ge­
sellschaften mit beschränkter Haftung, deren 
Vermögen für die letzte Vermögensteuerveran­
lagung auf nicht mehr als 50000 Reichsmark 
festgesetzt worden ist,
von den ersten 3 000 Reichs­

mark des vierteljährlichen 
Überschusses der Einkünfte 
über die Werbungskosten 10 vom Hundert, 

von den weiteren 2000 Reichs­
mark 15 vom Hundert, 

von den weiteren 5000 Reichs­
mark 25 vom Hundert, 
von den darüber hin­
ausgehenden Beträgen . . 30 vom Hundert.
Der Sah von 10 vom Hundert ermäßigt 

sich für die ersten 2 000 Reichsmark viertel­
jährlich bei Einkommensteuerpflichtigen für di« 
zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählende 
Ehefrau sowie für jedes zu seiner Haushaltung 
zählende minderjährige Kind im Sinn« de» 

2*
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§ 17 des bisherigen Einkommensteuergesetzes 
um je 1 vom Hundert,- Kinder im Alter von 
mehr als 17 Jahren, die Arbeitseinkommen be­
ziehen, werden nicht gerechnet. Übersteigt der 
Überschuß der Einkünfte über die Werbungs­
kosten nicht den Betrag von 500 Reichsmark 
vierteljährlich, so ermäßigt sich der Sah von 
10 vom Hundert vom dritten zur Haushaltung 
zählenden minderjährigen Kinde ab um je 2 
vom Hundert;

b) bei körperschaststeuerpflichtigen Erwerbsgesell- 
schasten mit Ausnahme der unter a bezeichneten 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung 20 vom 
Hundert;

c) bei den übrigen Körperschaststeuerpflichtigen 
10 vom Hundert.

§ 22. (1) Bom Arbeitslöhne bleibt für den Ar­
beitnehmer ein Betrag von 80 Reichsmark monatlich 
(18,60 Reichsmark wöchentlich) zur Abgeltung der 
nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 bis 7, § 59 des Einkommen­
steuergesetzes zulässigen Abzüge vom Steuerabzüge 
frei.

(2) Von dem den Betrag von 80 Reichsmark 
monatlich (18,60 Reichsmark wöchentlich) über­
steigenden Arbeitslöhne hat der Arbeitgeber bei 
jeder Lohnzahlung einen Betrag von 10 vom Hun­
dert für Rechnung des Arbeitnehmers als Steuer 
einzubehalten.

(3) Der Betrag von 10 vom Hundert des Ar­
beitslohns (Abs. 2) ermäßigt sich für di« zur Haus­
haltung des Arbeitnehmers zählende Ehefrau sowie
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für das erste und zweite zu seiner Haushaltung 
zählende minderjährig« Kind (§ 17 Abs. 2 des Ein­
kommensteuergesetzes) um je 1 vom Hundert, für das 
dritte und jedes weitere minderjährige Kind um je 
2 vom Hundert. Übersteigt der Arbeitslohn nicht 
den Betrag von 250 Reichsmark monatlich (60 
Reichsmark wöchentlich), so beträgt die Ermäßigung 
schon für das zweite minderjährig« Kind 2 vom 
Hundert. Kinder im Alter von mehr als 17 Jahren, 
die Arbeitseinkommen beziehen, werden nicht ge­
rechnet.

§ 23. Wird der Arbeitslohn nicht für einen be­
stimmten Zeitraum gezahlt, so sind bei allen im 
Monat Juni 1925 und in den folgenden Monaten 
erfolgenden Lohnzahlungen, vom vollen Arbeitslohn 
2 vom Hundert, bei Heimarbeitern 1 vom Hundert 
einzubehalten.

§ 24. (1) Auch wenn eine Veranlagung des Ar­
beitslohns nicht erfolgt, sind Steuerbeträge die vom 
Arbeitslohn «inbehalten worden sind, auf Antrag 
zu erstatten, wenn der steuerfreie Lohnbetrag

a) für das erste Kalendervierteljahr 1925 nicht in 
Höh« von 180 Reichsmark,

b) für das zweite Kalenderoierteljahr 1925 nicht in 
Höhe von 200 Reichsmark,

c) für das dritte und vierte Kalenderoiertel 1925 
nicht in Höhe von je 240 Reichsmark,

d) für das ganze Kalenderjahr 1925 nicht in 
Höhe von 860 Reichsmark

berücksichtigt worden ist.
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(2) Übwfteigt bet Arbeitslohn eines Arbeit­
nehmers mit mindestens zwei minderjährigen Kindern 
(§ 22 Abs. 3) den Betrag von 750 Reichsmark im 
Kalendervietteljahr oder von 3000 Reichsmark im 
Kalenderjahre, so ist ihm auf Antrag der Unter­
schiedsbetrag zwischen dem einbehaltenen Steuer­
betrag und dem Steuerbetrage, der sich ergibt, 
wenn schon für das zweite minderjährige Kind eine 
(Ermäßigung von 2 vom Hundert berücksichtigt wird, 
insoweit zu erstatten, als der Unterschiedsbetrag 20 
vom Hundert des über den Betrag von 750 Reichs­
mark im Kalendervierteljahr oder von 3 000 Reichs­
mark im Kalenderjahre hinausgehenden Arbeits­
lohns übersteigt. Übersteigt der Arbeitslohn die ge­
nannten Beträge nicht, so ist der Unterschiedsbetrag 
auf Antrag in voller Höhe zu erstatten.

(3) Der Antrag (Abs. 1, 2) mutz, wenn er für 
ein Kalenderoierieljahr gestellt wird, spätestens bis 
zum Schlüsse des auf das Kalendervietteljahr fol­
genden Monats, wenn er für ein Kalenderjahr ge­
stellt wird, spätestens bis zum Schlüsse des dritten 
auf das Kalenderjahr folgenden Monats beim 
Finanzamt eingereicht werden. Die Borschrist des 
§ 68 der Reichsabgabenordnung findet entsprechende 
Anwendung.

(4) Bietteljahrsbeträge unter 1 Reichsmark, 
Zahresbeträge unter 4 Reichsmark werden nicht er­
stattet.

8 25. Die Vorschriften des Artikel 1 § 25 der 
Zwesten Steuernotverordnung finden für das Ka­
lenderjahr 1924 entsprechende Anwendung.
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IV. Gemeinsame Vorschriften
8 26. Ist der Ablösungsbelrag für 1924 nach § 9 

herabgesetzt worden, so sind auf Antrag des Steuer» 
pflichtigen, sofern sich sein« wirtschaftlichen Der» 
hältniss« nicht wesentlich geändert haben, die viertel­
jährlichen Vorauszahlungen in Höh« je eines Viertels 
des festgestellten Zahresbetrags der Ablösung festzu­
setzen.

8 27. Die Festsetzung (§§ 16, 17, 26) erfolgt 
durch Dorauszahlungsbescheid. Die Festsetzung gilt 
für die noch nicht fälligen Vorauszahlungen, es fei 
denn, daß das Finanzamt zur Anpassung an die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Steuerpflichtigen die 
Rückwirkung auf den Beginn des Kalender- oder 
Wirtschaftsjahres ausdrücklich anordnet.

8 28. Die Vorauszahlung ist nicht zu entrichten, 
wenn sie in einem Vierteljahre den Betrag von 
3 Reichsmark nicht übersteigt. Dies gilt nicht für den 
Steuerabzug.

8 29. Gegen Entscheidungen über Voraus­
zahlungen ist nur die Beschwerde (§§ 224, 281 
der Reichsabgabenordnung) zulässig. Die Vor­
schriften des Artikel I ß 37 der Zweiten Steuer­
notverordnung über die weitere Beschwerde bleiben 
unberührt. In den Fällen der §§ 16, 17, 26 ist 
die weitere Beschwerde jedoch nicht gegeben.

Vierter Abschnitt 
Schlutzvorschriften

8 30. Die Vorschriften des bisherigen Ein­
kommensteuergesetzes und des bisherigen Körper-
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schaststeuergesetzes über die Befreiung von der Ein­
kommensteuer und Körperschaststeuer erstrecken sich 
nicht auf den Steuerabzug vom Kapitalerträge. 

§ 31. (1) Ehegatten, die unbeschränkt steuer­
pflichtig sind und nicht dauernd voneinander getrennt 
leben, hasten für die Vorauszahlungen vom
1. Januar 1924 ab und für die Ablösungsbeträge 
als Gesamtschuldner, sofern die Voraussetzungen 
ymhrend des ganzen maßgebenden Vorauszahlungs­
abschnitts bestanden haben.

(2) Einkommen der im Artikel l tz 7 der Zweiten 
Steuernotverordnung und im § 20 Abs. 2 und 3 
dieses Gesetzes bezeichneten Art werden bei Ehe­
gatten, bei denen die Voraussetzungen des Abs. 1 
vorliegen, für die Vorauszahlungen vom 1. Januar 
1924 ab und für die Ablösungsbeträge zusammen­
gerechnet.

(3) Abs. 1, 2 finden keine Anwendung, soweit 
die Ehefrau Arbeitseinkommen ans eines dem Ehe­
mann fremden Betriebe bezieht.

§ 32. Das Umsahsteuergeseh wird wie folgt ge­
ändert:
1. Im § 33 Abs. 1 wird hinter Sah 1 folgende 

Vorschrift als Sah 2 eingefügt:
„All Stelle des Kalenderjahrs tritt das Wirt­

schaftsjahr, das für die Einkommensermittlung 
bei der Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer 
maßgebend ist."

2. Im § 33 Abs. 1 werden im nunmehrigen Sahe 4 
die Worte „Steuerabschnitte (Sah 1 und 2)" 
durch die Worte „Steuerabschnitte (Satz 1 bis 3)" 
ersetzt.
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3. Im § 35 erhalten die Abs. 1 und 2 folgende 
Fassung:

„(1) Fallt in den Fällen des § 33 Abs. 1 
Satz 1 und 2 der Steuerabschnitt mit dem Ka­
lenderjahre zusammen oder endet er in der zweiten 
Hälfte eines Kalenderjahrs, so wird die Umsatz­
steuer nach Ablauf dieses Kalenderjahrs veranlagt. 

(2) Endet in den Fällen des § 33 Abs. 1 
Satz 2 der Steuerabschnitt in der ersten Hälfte 
eines Kalenderjahrs, so wird di« Umsatzsteuer nach 
Ablauf des ersten Kalenderhalbjahrs veranlagt."

4. Im § 35 werden di« bisherigen Abs. 1 bis 3 
Abs. 3 bis 5.

5. Im nunmehrigen § 35 Abs. 3 erhält Satz 1 
folgend« Fassung:

„Der Steuerpflichtige hat der Steuerstefle int 
Fall« des Abf. 1 im Januar, im Falle des 
Abs. 2 im Juli, in den Fällen des § 17 Nr. 2 
und 3 und § 23 Abs. 1 Nr. 2 und 4 nach 
Eintritt des steuerpflichtigen Vorganges, in allen 
übrigen Fällen innerhalb eines Monats nach Ab­
lauf des Steuerabschnitts (§ 33 Abs. 1 Satz 3 
und 4) eine Steuererklärung abzugeben."

6. Im § 36 Abs. 5 werden die Worte „§ 33 Abs. 1 
Satz 2" durch die Worte „§ 33 Abs. 1 Sah 3" 
ersetzt.
8 33. Die Vorauszahlungen, die Angehörige der 

Landwirtschaft, der Forstwirtschaft, des Gattenbaues 
und der sonstigen nicht gewerblichen Bodenbewitt- 
schaftung auf die in der Zeit vom 1. Januar bis 
zum 30. Juni 1924 getätigten Umsätze geleistet
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haben, gelten als Ablösung für di« Umsatzsteuer, 
die für die Umsätze dieser Zeit geschuldet wird. 

8 34. Di« zur Durchführung dieses Gesetzes er­
forderlichen Bestimmungen erläßt der Reichsminister 
der Finanzen mit Zustimmung des Reichsrats. So­
weit es sich um di« Durchführungsbestimmungen 
über den Steuerabzug von» Arbeitslöhne handelt, 
ist die Zustimmung des Reichsrats nicht erforderlich. 

§ 35. Die Vorschrift des § 20 Abs. 1 tritt mit 
dem Beginne des auf das Inkrafttreten dieses Ge­
setzes folgenden Monats, die Vorschriften der §§ 10, 
30 treten mit Wirkung vorn 1. Januar 1924 in 
Kraft. Die Vorschrift des § 22 findet erstmalig 
Anwendung auf den Arbeitslohn, der für eine nach 
dem 31. Mai 1925 erfolgende Dienstleistung ge­
währt wird. Die Vorschrift des § 24 Abs. 1 tritt 
mit Wirkung vom 1. Januar 1925 mit der Maß­
gabe in Kraft, daß der Erstattungsantrag für das 
erste Kalenderoierteljahr 1925 spätestens bis zum 
31. Juli 1925 eingereicht werden muh; di« Vor­
schrift des § 24 Abs. 2 findet erstmalig für das 
dritte Kalendervierteljahr 1925 Anwendung. Die 
Vorschrift des § 25 gilt für das Kirchensteuerjahr 
1925. Die Vorschrift des § 32 gilt bei Landwirt­
schaft, Forstwirtschaft, Gartenbau und sonstiger nicht 
gewerblicher Bodenbewirtschaftung erstmalig für das 
im Kalenderjahre 1925 endende Wirtschaftsjahr, 
bei den übrigen Gewerbetreibenden erstmalig für di« 
im Kalenderjahre 1926 endenden Wirtschaftsjahre 
mit. der Maßgabe, daß die in der Zeit vom 
1. Januar 1925 bis zum Beginne des Wirtschafts- 
jahrs 1925/1926 erzielten Umsätze gleichzeitig mit
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den im Wirtschaftsjahre 1925/1926 erzielten Um» 
sätzen veranlagt werden. Im übrigen tritt das Gesetz 
mit dem auf seine Verkündung folgenden Tage mit 
der Maßgabe in Kraft, daß die Vorschriften des 
dritten Abschnitts aus di« nach d«m Inkrafttreten 
dieses Gesetzes fällig werdenden Vorauszahlungen 
Anwendung finden; di« am 10. Juni 1925 fälligen 
Vorauszahlungen auf die Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer für den Monat Mai sind jedoch 
erst am 10. Juli 1925 zusammen mit den Voraus­
zahlungen für den Monat Juni zu entrichten.
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Durchführungsbestimmungen zum
Sleuerüberleitungsges etz

Dom 30. Juli 1925 (RMinBl. S. 495).
Auf Grund des § 34 des Gesetzes zur Über­

leitung der Einkommensteuer und Körperschaft­
steuer in das regelmäßige Beranlagungsverfahren 
vom 29. Mai 1925 (Reichsgesetzbl. 1 S. 75) wird, 
soweit erforderlich, mit Zustimmung des Reichsrats 
folgendes bestimmt:

Erster Abschnitt

Für bk Besteuerung künftig maßgebende 
Wirtschaftsjahre

•talMMealMin M Sank* unk
§ 1. Für Einkünfte aus Landwirtschaft, Forst­

wirtschaft, Gartenbau und sonstiger nicht gewerblicher 
Bodenbewirtschaftung gilt unbeschadet der §§ 2 
bis 6 als Wirtschaftsjahr der Zeitraum vom 1. Juli 
bis 30. Juni; als Einkünfte dieses Wirtschaftsjahrs 
gelten auch Einkünfte eines Wirtschaftsjahrs, für das 
regelmäßige Abschlüsse in der Zeit vom 24. Juni bis 
6. Juli einschließlich auf einen anderen Tag als den 
30. Juni gemacht werden.

8 2. Für Einkünfte aus reiner Weidewirtschaft 
und teiltet Viehzucht wird als Wirtschaftsjahr der 
Zeitraum vom 1. Mri bis 30. April bestimmt.
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§ 3. Das Landesfinanzami ist ermächtigt, bei 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Gartenbau für 
bestimmte Betriebsarten und für bestimmt« Be­
zirke als Wirtschaftsjahr den Zeitraum vom 1. März 
bis 28. Februar, 1. April bis 31. März, 
1. Mai bis 30. April oder 1. Zuni bis 31. Mai 
anzuordnen, sofern dies aus wirtschaftlichen Gründen 
nach der besonderen Gestaltung der Betrieb« er­
forderlich erscheint. Diese Anordnung ist dem Reichs­
minister der Finanzen, der zuständigen Landes­
regierung und den übrigen Landesfinanzämtern 
mitzuteilen.

8 4. Hat der Steuerpflichtige neben Einkünften 
aus Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Gartenbau 
und sonstiger nicht gewerblicher Bodenbewirtschaf- 
lung andere (Einfünfte, ist aber der landwirtschaftlich« 
Betrieb so klein, daß der Ertrag regelmäßig hinter 
den Beträgen erheblich zurückbleibt, di« zur Be­
streitung des Haushalts des Steuerpflichtigen und 
zum Unterhalt seiner Familienangehörigen erforder­
lich sind, so gilt abweichend von §§ 1 bis 3 als 
Wirtschaftsjahr für die Einkünfte aus Landwirt­
schaft, Forstwirtschaft, Gartenbau und sonstiger 
nicht geweblicher Bodenbewirtschaftung der Zeit­
raum, der für die Besteuerung der übrigen Ein­
künfte maßgebend ist.

§ 5. Der Reichsminister der Finanzen bleibt «r- 
mächtigt, zu bestimmen, daß auch andere als die in 
den ßß 1 bis 4 bezeichneten Zeiträume als Wirt­
schaftsjahr gelten.

8 6. (1) Steuerpflichtige, die für Einkünfte aus 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Gartenbau und
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sonstiger nicht gewerblicher Bodenbewirtschastnng 
ordnungsmäßig« Bücher führen und regelmäßige 
Abschlüsse machen, haben grundsätzlich das nach den 
§§ 1 bis 5 maßgebend« Wirtschaftsjahr zugrunde zu 
legen; die Buchführung ist entsprechend auf den 
Schluß des Wirtschaftsjahres 1924/25 umzustellen, 
sofern die steuerliche Gewinnermittlung auf Grund 
der Abschlüsse dieser Bücher erfolgen soll.

(2) Mit Zustimmung der zuständigen Finanzb«' 
Hörde dürfen di« im Abs. 1 bezeichneten Steuer­
pflichtigen auch einen anderen Zeitraum als Wirt­
schaftsjahr zugrunde legen. Die Genehmigung er­
teilt:

a) wenn der Abschluß für ein Wirtschaftsjahr ge­
macht wird, das in der ersten Hälfte des 
Kalenderjahrs endet, das Finanzamt;

b) wenn der Abschluß auf einen anderen Tag 
gemacht wird, das Landesfinanzamt.

Die Genehmigung darf nicht versagt werden, wenn 
das der Buchführung zugrunde liegende Wirtschafts­
jahr aus wirtschaftlichen Gründen noch der be­
sonderen Gestaltung des Betriebes erforderlich er­
scheint.

•iar»mm*a*«a«t ua»
ft<u<e kti SfW«tk<kitritb<n

§ 7. Für Einkünfte aus dem Betriebe eines Ge- 
werbes einschließlich des Bergbaues und für Ein­
künfte der körperschaftsteuerpflichtigen Erwerbsge­
sellschaften gilt bei Steuerpflichtigen, die Handels­
bücher nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuchs 
zu führen verpflichtet sind oder ohne dazu verpflichtet
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zu fein, Handelsbücher nach den Vorschriften des 
Handelsgesetzbuchs tatsächlich führen, als Wirt­
schaftsjahr der Zeitraum, für den sie regelmäßige 
Abschlüsse machen, bei den übrigen Steuerpflichtigen 
das Kalenderjahr.

UmfeNttt*«* M 8«n». *■» 
f»wte e«w<rb<»<m«b 

§ 8. Die Bestimmungen der §§ 1 bis 7 finden 
auf die Besteuerung der Umsätze entsprechende An­
wendung, und zwar:

a) bei Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Garten­
bau und sonstiger nicht gewerblicher Bodenbe- 
wirtschaftung erstmalig für das im Kalender­
jahre 1925 endende Wirtschaftsjahr,

b) bei den übrigen Steuerpflichtigen erstmalig für 
die im Kalenderjahr 1926 endenden Wirtschafts­
jahre mit der Maßgabe, baj$ die in der Zeit 
vom 1. Januar 1925 bis zum Beginne des 
Wirtschaftsjahres 1925/26 erzielten Umsätze 
gleichzeitig mit den im Wirtschaftsjahre 1925/26 
erzielten Umsätzen veranlagt werden.

•hiattlMma »«• OitiMefiifOti 
§ 9. (1) Zur Anmeldung des künftig maß­

gebenden Wirtschaftsjahrs sind verpflichtet: 
I. für die Einkommensteuer, Körperschaststeuer und 

Umsatzsteuer
a) Steuerpflichtige, die Landwirtschaft, Forstwirt­

schaft, Gartenbau oder sonstige nicht gewerb­
liche Bodenbewirtschaftung betreiben, wenn 
sie für ein anderes Wirtschaftsjahr als den
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Zeitraum vom 1. Juli bis 30. Juni regel» 
mäßige Abschlüsse machen;

b) Steuerpflichtige, die ein Gewerbe einschließlich 
des Bergbaues betreiben, sowie körperschaft­
steuerpflichtige Erwerbsgesellschaften, auch so­
weit sie kein Gewerbe betreiben, wenn sie 
für ein vom Kalenderjahr abweichendes 
Wirtschaftsjahr regelmäßige Abschlüsse 
machen;

II. für die Umsatzsteuer
offene Handelsgesellschaften, Kommanditgesell­
schaften und andere Unternehmungen ohne Rechts­
persönlichkeit, wenn sie für ein vom Kalender­
jahr abweichendes Wirtschaftsjahr regelmäßige 
Abschlüsse machen.

(2) Die Anmeldung ist bis zum 31. August 1925 
bei dem zuständigen Finanzamt einzureichen; das 
Finanzamt kann die Frist angemessen verlängern. 

Zweiter Abschnitt. 
Ablösung der Einkommensteuer, Körperschaststeuer 

und Umsatzsteuer. 

Ablösungszeitraum und Ablösungs­
betrag

8 10. (1) Der Ablösungszettraum beginnt am 
1. Januar 1924. Hat die persönliche oder sachliche 
Borauszahlungspflicht am 1. Januar 1924 noch 
nicht bestanden, so beginnt der Ablösungszeitraum 
mit dem Beginn der Borauszahlungspflicht.

(2) Der Ablösungszeitraum endet mit dem Tage 
vor Beginn des für die erstmalige Veranlagung 
nach dem künftigen Einkommensteuer- und Körper-
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schaststeuergesetz« maßgebenden Kalender- oder Wirt­
schaftsjahrs. Hat die persönlich« oder sachliche Vor- 
auszahlungspflicht im Kalenderjahr 1924 aufgehört, 
so endet der Ablösungszeitraum mit dem Ende der 
Vorauszahlungspflicht.

Clnbmmetilltutt bet Land- ««d
8 11. (1) Bei Einkünften aus Landwirtschaft, 

Forstwirtschaft, Gartenbau und sonstiger nicht ge­
werblicher Bodenbewirtschaftung gelten als Ablösung 
der Einkommensteuer oder Körperschaststeuer:

a) wenn als Wirtschaftsjahr der Zeitraum vom 
1. Juli bis 30. Juni maßgebend ist,

die Vorauszahlungen, di« bis zum 29. Febr. 
und 15. Mai 1924 zu entrichten waren;

b) wenn als Wirtschaftsjahr der Zeitraum vom 
1. Juni bis 31. Mai maßgebend ist,

die Vorauszahlung, die bis zum 29. Februar, 
und 2/3 der Vorauszahlung, die bis zum 
15. Mai 1924 zu entrichten war;

c) wenn als Wirtschaftsjahr der Zeitraum vom 
1. Mai bis 30. April maßgebend ist,

die Vorauszahlung, die bis zum 29. Februar, 
und 1/3 der Vorauszahlung, die bis zum 
15. Mai 1924 zu entrichten war;

d) wenn als Wirtschaftsjahr der Zeitraum vom 
1. April bis 31. März maßgebend ist,

die Vorauszahlung, die bis zum 29. Februar 
1924 zu entrichten rvar;

e) wenn als Wirtschaftsjahr der Zeitraum vom 
1. März bis 28. Februar maßgebend ist,

8tet4*fieaerg<|e>e. 3
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2/3 der Vorauszahlung, die bis zum 29. Febr. 
1924 zu entrichten war.

(2) Entsprechendes gilt, wenn als Wirtschaftsjahr 
ein anderer Zeitraum maßgebend ist.

(3) Als Vorauszahlung im Sinne des Abs. 1 
gilt auch der Steuerabzug vom Kapitalertrag.

8 12. Umfaßt im Falle des § 6 dieser Be­
stimmungen infolge der Umstellung auf ein anderes 
Wirtschaftsjahr, für das nunmehr regelmäßige Buch­
abschlüsse gemacht werden, das Wirtschaftsjahr 1924 
bis 1925 einen Zeitraum von mehr oder weniger 
als 12 Monaten, so gilt als Ablösungszeitraum 
die Zeit vom 1. Januar 1924 bis zu dem Tage, 
der 12 Monate vor Beginn des neuen Wirtschafts­
jahres (1925/1926) liegt.

1. Beispiel:
Ein Landwirt hat bisher ein Wirtschaftsjahr 

üoin 1. April bis 31. März gehabt. Im 
Jahre 1925 geht er zu dem normalen Wirt­
schaftsjahr vom 1. Juli bis 30. Juni übe;. 
Infolgedessen läuft ausnahmsweise das Wirt» 
schaftsjahr 1924/25 vom 1. April 1924 bis 
30. Juni 1925. In diesem Fall soll als Ab­
lösungszeitraum die Zeit vom 1. Januar 1924 
bis 30. Juni 1924 gelten.

2. Beispiel:
Ein Landwirt hat bisher ein Wirtschaftsjahr 

vom 1. Oktober bis 30. September gehabt. 
Im Jahre 1925 geht er zu dem normalen
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Wirtschaftsjahr vom 1. Juli bis 30. Juni 
über. Das Wirtschaftsjahr 1924/25 läuft in­
folgedessen ausnahmsweise vom 1. Oktober 1924 
bis 30. Juni 1925. In diesem Fall soll gleich­
falls als Ablösungszeitraum der Zeitraum vom 
1. Januar 1924 bis 30. Juni 1924 gelten. 

Umsatzsteuer bet Lund- und A-rftwirtschuft 
§ 13. (1) Bei Steuerpflichtigen, die Landwirtschaft, 

Forstwirtschaft, Gartenbau oder sonstige nicht ge­
werbliche Bodenbewirtschastung betreiben, gelten die 
Vorauszahlungen, die auf die in der Zeit vom 
1. Januar bis zum 30. Juni 1924 getätigten 
landwirtschaftlichen Umsätze geleistet worden sind, 
als Ablösung für die Umsatzsteuer, die für die 
Umsätze dieser Zeit geschuldet wird. Als geleistete 
Vorauszahlungen gelten

a) bei buchsührenden Landwirten die auf Grund 
ordnungsmäßiger Buchführung entrichteten 
Umsatzsteuerbeträge,

b) bei nichtbuchführenden Landwirten die nach 
den Richtzahlenerlassen ordnungsmäßig ge 
leisteten Umsahsteuerbeträge.

Die Verpflichtung zur Entrichtung rückständiger 
Vorauszahlungsbeträge bleibt unberührt.

(2) Beginnt das Wirtschaftsjahr dieser Steuer­
pflichtigen in der Zeit zwischen dem 1. Januar 1924 
und dein 30. Juni 1924, so hat die Veranlagung 
der Umsätze des Wirtschaftsjahres 1924/25 sich nur 
auf die Zeit zwischen dem 1. Juli 1924 und dem 
Ende des Wirtschaftsjahres 1924/25 zu erstrecken. 

3*


